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Darf sich eine öffentliche, obligatorische
Schule „christlich“ nennen? Wie viel Religi-
on verträgt die staatliche Schule oder braucht
sie Religion etwa gar? In ihrer Dissertation
zeigt Johanna Bäcker am Beispiel der christ-
lichen Gemeinschaftsschule in Baden bzw.
Baden-Württemberg, dass solche und ähnli-
che Fragen seit 150 Jahren immer wieder ge-
stellt werden. Damit reiht sie sich in eine
Diskussion über das Verhältnis von Religion
und Schule ein, welche in den letzten Jah-
ren einen neuerlichen Aufschwung erlebt hat.
Wird einerseits nicht erst seit dem Grundla-
genpapier der OSZE1 in Europa über Religion
als wichtiger Bildungsfaktor diskutiert, stel-
len sich andererseits in den konkreten Um-
setzungen vor Ort verschiedene Praxis- und
Rechtsprobleme. So erschienen kürzlich ne-
ben Kommentaren zu den jüngeren Gerichts-
entscheiden zu Kruzifixen in Schulzimmern
oder der religiösen Bekleidung von Lernen-
den und Lehrpersonen, wie sie in ähnlicher
Weise in ganz Europa diskutiert werden, wei-
tere juristische Abhandlungen zum Verhältnis
von Religion und Schule.2 Dreh- und Angel-
punkt auch in Bäckers Dissertation ist die Fra-
ge nach der Verfassungsmäßigkeit religiöser
Bezüge in der öffentlichen Schule. Sie befasst
sich dabei mit der Volksschule im heutigen
Bundesland Baden-Württemberg, die gemäß
Verfassung „christlich“ genannt wird. Ausge-
hend von der Erkenntnis, dass gesellschaft-
licher Wandel die Frage nach der bestmög-
lichen Schulform und deren Verfassungsmä-
ßigkeit immer wieder aufkommen lässt, glie-
dert Johanna Bäcker ihre Arbeit in drei Teile.

Ausgangspunkt ihrer Abhandlung im ers-
ten Teil, der sich hauptsächlich auf das Groß-
herzogtum Baden bezieht, sind die unter dem
Eindruck zunehmender Heterogenität der Be-
völkerung seit Anfang des 19. Jahrhunderts
zu verzeichnenden staatlichen Regulierungs-
versuche. Diese würden zeigen, dass damals
bereits „ein erheblicher Bedarf an einer Ge-
meinschaftsschule“ (S. 6) bestanden habe. Mit

dieser Diagnose blendet Bäcker allerdings an-
dere Ideen und Vorschläge zur Anpassung
des Schulwesens an die gewandelte Situati-
on aus. Entsprechend liest sich ihre Geschich-
te schon fast als eschatologische Vorberei-
tung auf die Ideallösung der Gemeinschafts-
schule. 1868 wurde im Großherzogtum Ba-
den ein Volksschulgesetz verabschiedet, das
die „fakultative Simultanschule“ (S. 45) erst-
mals vorsah. Zwar blieb die konfessionell
getrennte Bekenntnisschule weiterhin Regel-
schulform, doch gab es nun die Möglichkeit
für Schulgemeinden, eine Schule einzurich-
ten, in der Kinder beider christlicher Kon-
fessionen gemeinsam beschult wurden. Be-
reits acht Jahre später wurde diese Schulform
zur obligatorischen erklärt, was sich nach Bä-
cker in erster Linie aus der wirtschaftlichen
Entlastung der Schulgemeinden begründen
ließ. Als Ziel wurde bereits zu diesem Zeit-
punkt formuliert, dass nur die Simultanschu-
le in der Lage sei, „in Zeiten der konfessionel-
len Mischbevölkerung [. . . ] den Schülern ein
vorbildhaftes Zusammenleben beizubringen“
(S. 50). Diese Zielformulierung, welche die be-
sondere „badische Prägung“ der Schulform
ausmache, wurde denn auch in den Verfas-
sungsklagen in der Mitte des 20. Jahrhunderts
zur Grundlage genommen. Die Simultan-
schule wurde darin als eine Institution darge-
stellt, die Toleranz fördert, ohne die Religions-
freiheit zu gefährden. Erst nach dem Zwei-
ten Weltkrieg wurde die Schulform „christ-
liche Gemeinschaftsschule“ genannt, um sie
von der NS-Gemeinschaftsschule abzugren-
zen und stattdessen christliche Werte als Teil
der eigenen Kultur- und Bildungsgeschichte
zu betonen. Trotz unterschiedlicher Lösungen
in den verschiedenen Besatzungszonen, in die
das Gebiet des heutigen Bundeslandes Baden-
Württemberg aufgeteilt war, wurde nach des-
sen Gründung 1952 die christliche Gemein-
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schaftsschule badischer Prägung zur landes-
weiten Regelschulform erklärt.

Allerdings stellte sich bereits wenige Jah-
re später die Frage nach deren Verfassungs-
mäßigkeit, welche 1975 durch das Bundesver-
fassungsgericht behandelt wurde. Der zweite
Teil der Dissertation befasst sich mit Rechts-
problemen der Schulform im Bundesland
Baden-Württemberg, wobei das Urteil von
1975 den Ausgangspunkt der Ausführungen
darstellt. Das Bundesverfassungsgericht hatte
zugunsten einer christlichen Gemeinschafts-
schule entschieden, die offen gegenüber ande-
ren Weltanschauungen sei und deren christ-
licher Charakter sich im Gegensatz zu ei-
ner bekenntnismäßigen Gemeinschaftsschu-
le auf die Anerkennung des Christentums
als „prägende[m] Kultur- und Bildungsfak-
tor“ (S. 143) beschränke. Zu Recht fragt Bä-
cker nun, ob und inwiefern sich diese Recht-
sprechung durch jüngere Entscheide mögli-
cherweise verändert habe. War der Grund-
tenor 1975 noch, „dass die christliche Ge-
meinschaftsschule zur pluralistischen Gesell-
schaft“ passe (S. 145), und wurde noch nicht
allzu stark auf das Problem der staatlichen
Neutralität eingegangen, änderte sich dies in
den Entscheiden einerseits zum Aufhängen
von Kruzifixen in Schulzimmern 1995 und
zum Tragen religiöser Kleidung durch Lehr-
personen 2003. Plausibel legt Bäcker dar, wie
sich die Rechtsprechung an die veränderten
Gesellschaftsverhältnisse anpasste und da-
durch die Grenzen der zulässigen christlichen
Bezüge in den Schulen konkreter bestimmt
wurden. So kristallisierte sich der Begriff ei-
ner „offenen, nicht distanzierten Neutralität“
(S. 251) heraus. Daraus sei zu lesen, dass re-
ligiöse Bezüge in der staatlichen Pflichtschule
weiterhin durchaus möglich seien, allerdings
nur solange kein bestimmtes Bekenntnis pri-
vilegiert oder ausgeschlossen werde und le-
diglich ein Minimum an Zwangselementen
existiere. Insofern, resümiert Bäcker, könne
ein gesellschaftlicher Wandel zwar Anlass
sein, zulässiges staatliches Handeln neu zu
bemessen, dennoch habe die bisherige Recht-
sprechung keine Veränderung des Neutrali-
tätsbegriffs bewirkt. Dementsprechend hätten
auch die jüngeren Urteile keine Auswirkung
auf die Verfassungsmäßigkeit der christlichen
Gemeinschaftsschule in Baden-Württemberg.

Den dritten Teil ihrer Arbeit nutzt Bäcker für
die praktische Umsetzung ihrer Erkenntnis-
se, indem sie eine neue Verwaltungsvorschrift
für die christliche Gemeinschaftsschule ent-
wirft, die als Handlungsrichtlinie die Verfas-
sungsmäßigkeit der Schulform weiterhin ga-
rantieren und „eine weitere Profanisierung
sämtlicher Christlicher Inhalte und Bezüge
[sic!]“ (S. 265) verhindern solle. Als Grundla-
ge verwendet sie dazu die ursprüngliche Ver-
waltungsvorschrift von 1967, welche sie im
Hinblick auf die aktuelle Situation und die
neuere Rechtsprechung beleuchtet und die
einzelnen Ziffern je nach Bedarf verändert.

Die stringente und logische Argumentati-
on der beiden letzten, juristisch sauber be-
arbeiteten Teile steht in einem krassen Kon-
trast zum ersten Teil, der durch undifferen-
zierte Verwendung von Begrifflichkeiten und
eine eigenwillige Rechtschreibung geprägt ist.
In diesem wird zudem versucht, die histori-
sche Entwicklung der Schulform zu beschrei-
ben, ohne jedoch Methode oder verwendete
Quellen darzulegen. Johanna Bäcker rekon-
struiert die Geschichte in erster Linie aus his-
torischen Studien und Gesetzestexten, wobei
sie sich einzig den politischen Umwälzun-
gen und parteipolitischen Positionierungen
zuwendet und nur vereinzelt auf die konkrete
Geschichte der Schulform der christlichen Ge-
meinschaftsschule oder der tatsächlichen Um-
setzungspraxis eingeht. Einen Hinweis auf
die aktuelle Situation, die für die Ausrichtung
der Schule entscheidend sein dürfte, nachdem
die Regierung 2011 beschloss, im Schulgesetz
das „Christliche“ aus dem Namen der Schule
zu streichen, wird ebenso vermisst.
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